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[…] VII. AKTIVE BÜRGER, STARKER STAAT, WELTOFFENES LAND  

1. Bürgergesellschaft stärken – Eigeninitiative för dern 

265. Unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung und ihre politischen Institutionen bilden 
das Fundament für eine lebendige Demokratie. […] In einer stark sich verändernden Welt 
hängt die Zukunftsfähigkeit unseres Landes davon ab, dass Bürgerinnen und Bürger 
Verantwortung für andere übernehmen und dies als Ausdruck ihrer persönlichen und 
gesellschaftlichen Freiheit verstehen. Wir wollen ein partnerschaftliches und vertrauensvolles 
Verhältnis zwischen Bürgern und Staat. Wir wollen einen Staat, der dem Bürger zur Seite 
steht, der gewährleistet, sichert, hilft, befähigt und der jeweils kleineren Einheit Freiheit und 
Selbstverantwortung ermöglicht. 

266. Demokratische Beteiligung des Bürgers drückt sich in Wahlen und Abstimmungen, aber 
auch in vielfältigen Formen des bürgerschaftlichen Engagements aus. Unsere lebendige 
Demokratie benötigt freiwilliges und unentgeltliches Engagement für das Gemeinwohl und 
baut auf aktive Bürger. 

267. Bürgersinn stiftet gesellschaftlichen Zusammenhalt. Der Einsatz der Bürger ist durch 
nichts zu ersetzen. Jeder hat Fähigkeiten, die das Gemeinwesen bereichern können. Jeder 
Einzelne trägt Mitverantwortung für das Gemeinwohl. Bürgersinn und 
Verantwortungsbewusstsein zeigen sich in Ehe und Familie, der Kirche, der Arbeitswelt, in 
Vereinen, Verbänden und Bürgerinitiativen sowie in Kommunen und Staat. 

268. Ohne ehrenamtliches Engagement würde unsere Gesellschaft verarmen. Menschen, die 
ein Ehrenamt ausüben, die freiwillige soziale Arbeit leisten oder bürgerschaftliche Projekte 
zum Leben erwecken und finanziell unterstützen, müssen gefördert und dürfen nicht durch 
Vorschriften und Reglementierungen entmutigt werden. 

269. Wir wollen Bürger, die offen für bürgerschaftliches Engagement und die Übernahme von 
Verantwortung sind. […] 

271. Verbände und andere gesellschaftliche Organisationen und Gruppen gehören zu einer 
aktiven und freien Bürgergesellschaft. Sie bestimmen ihre Aufgaben innerhalb der Grenzen 
des Gemeinwohls selbständig. Sie treiben die gesellschaftliche und politische Diskussion 
voran. […] 

 

2. Für einen starken Staat: Freiheit und Sicherheit  für die Bürger […] 

Freiheitlich-demokratische Grundordnung […] 

283. Wir bekennen uns zur repräsentativen Demokratie, die politische Führung und 
demokratische Verantwortung miteinander verbindet. Repräsentative Demokratie schließt 
Elemente unmittelbarer Demokratie nicht aus. Diese können das repräsentative System auf 
den regionalen Ebenen sinnvoll ergänzen. 

284. Wir leben in einer Gesellschaft mit verschiedenen Weltanschauungen, Meinungen und 
Interessen. Das erfordert eine demokratische Willensbildung, in der die widerstreitenden 
Meinungen und Interessen zu Mehrheiten zusammengefasst werden, ohne die Anliegen und 
Überzeugungen der Minderheiten nicht zu beachten. Das Mehrheitsprinzip verbindet sich mit 
dem Schutz der Minderheiten. 

285. Politische Parteien tragen eine besondere Verantwortung für Staat und Gesellschaft. Sie 
greifen gesellschaftliche Anliegen auf, wirken an der politischen Willensbildung mit und 
fördern die aktive Teilnahme der Bürger am politischen Leben. Sie erfüllen ihren Auftrag, 
wenn sie das Vertrauen der Bürger gewinnen und klare sachliche und personelle Angebote 
zur Entscheidung stellen. Ihre Meinungsbildung und Arbeit müssen transparent sein. […] 

286. Unserer freien Gesellschaft entsprechen Freiheit und Verantwortung der Medien. Sie 
wirken bei der Bildung der öffentlichen Meinung mit und tragen zur Kontrolle staatlicher Macht 
bei. Ihre Unabhängigkeit und Vielfalt sind hierfür die Voraussetzung. 


